
 

Medienspiegel Woche 12 / 2016  

 
 

Pädiatrie / Kinderärzte 

Selbstorganisiertes Lernen / Lernbegleiter / Kompetenzorientierung / Moratorium / Paradigmenwechsel 

Kinderärzte Schweiz, 18. März 2016 

Geht der Lehrplan 21 uns etwas an? 1

  

Integration / Inklusion 

Sonderschulung / Fördermassnahmen / Psychiatrie / Pathologisierung / Bless Gérard 

NZZ am Sonntag, 20.3.2016 

Schiffbruch einer schönen Idee 4 

«Immer mehr Kinder werden pathologisiert» 7 
 

Abstimmungen / Basel-Land 
BaZ, 21.3.2015 

Düstere Aussichten für den Lehrplan 21 10 

 

Basel-Land / Initiativen / Fremdsprachen / "Mille-feuilles" / Sprachen 

BaZ, 22.3.2015 

Austreibung des Kompetenz-Geistes per Gesetz 12 

 

St. Galler Tagblatt, 22. März 2016  

Zuerst Deutsch, und zwar gründlich 13

  

Graubünden / Initiativen  
Schule Schweiz, 23. März 2016 

Graubünden steht Doppelinitiative bevor  14 

 

Guggenbühl Allan / Zürich / Qualitätssicherung / Externe Evaluation / Standardisierung 

Die Weltwoche, 24. März 2016 

Vergessene Klugheit 15  

 

Pichard Alain / Schülerbeurteilung / Bürokratie 

BaZ, 24.3.2015 

Zivilcourage vs. Bürokratie 17 

 

Appenzell / Initiative / Rückzug / Bannwart Paul 
Starke Volksschule AI, 24. März 2016 

Rückzug der Initiative „Für eine starke Volksschule“ 19 

Schule Schweiz, 25. März 2016 

Appenzeller Lehrplan 21 – Initiative zurückgezogen 20 

 

Papalambrou Giorgio / Sparmassnahmen / Bildungsabbau / Ökonomisierung 

Beobachter 5/2016, 04. März 2016 

Bildung «Es läuft so viel schief – leider!» 21 

 

Computerbasierter Unterricht / Tests / Standardisierung 

Schule Schweiz, 26. März 2016 

Das Ende des standardisierten Testens in Sicht 25 



1 

Kinderärzte Schweiz, 18. März 2016 

Geht der Lehrplan 21 uns etwas an? 

von Jürg Barben und Arnold Bächler 

Im letzten Jahr wurden der Lehrplan 21 und die damit verbundenen Schulreformen in den Me-

dien sehr kontrovers diskutiert. Anfänglich haben sich vor allem rechtskonservative Kreise kri-

tisch zu den problematischen Entwicklungen um Harmos, den Lehrplan 21 und das Frühspra-

chenkonzept geäussert. Mit der Informationsbroschüre «Einspruch» haben sich gegen Ende des 

Jahres aber auch namhafte linksliberale Persönlichkeiten mahnend zu Wort gemeldet[1].  

Meinung der Kinderärzte ist gefragt  

Im Sommer 2014 wurde der Verein Ostschweizer Kinderärzte (VOK) von der Bildungsdirektion 

des Kantons St.Gallen aufgefordert, zum neuen Schulkonzept «Die ersten Schuljahre im Kanton 

St.Gallen» Stellung zu nehmen. Eine Arbeitsgruppe mit Mitgliedern aus der VOK und dem Ost-

schweizer Kinderspital hat sich daraufhin intensiv mit dem Thema «Schule und Pädiatrie» be-

schäftigt und ein Positionspapier verfasst, aus dem hier einige zentrale Statements in kursiver 

Schrift wiedergegeben werden.  

«Kinderheilkunde, Erziehungsberatung und Pädagogik sind seit jeher eng miteinander verbun-

den. Sie lassen sich nicht trennen, weil Eltern beim Kinderarzt nicht nur medizinischen, sondern 

auch pädagogischen Rat suchen. Die Grundlage dieses Vertrauensverhältnisses ist die in vielen 

Fällen bis zur Geburt zurückreichende Beziehung zwischen der Familie und ihrem Kinderarzt.»  

In einem Begleitbrief an die kantonale Bildungsdirektion haben wir die beiden Hauptanliegen 

des neuen Konzeptes, das selbstorganisierte Lernen und die Kompetenzorientierung, kritisch hin-

terfragt.  

Selbstorganisiertes Lernen bereits ab Schulstart?  

Gestützt auf den Lehrplan 21 sieht das neue Schulkonzept vor, dass die Kinder schon zu Beginn 

ihrer Schulzeit selbstorganisiert lernen und die Lehrer sich darauf beschränken sollen, lediglich 

als Lern-Coach zur Verfügung zu stehen.  

«Unsere Skepsis gegenüber dem selbstorganisierten Lernen in den ersten Schuljahren beruht auf 

der neurophysiologischen Tatsache, dass die dafür erforderlichen exekutiven Funktionen spät 

reifen und erst mit 20 Jahren voll ausgebildet sind. Selbstorganisiertes Lernen im eigentlichen 

Sinn ist deshalb erst im höheren Schulalter und in der Erwachsenenbildung möglich.»  

In Übereinstimmung mit der Hattie-Studie «Lernen sichtbar machen»[2; 3] halten wir der neuen 

Rollenzuteilung an die Lehrer entgegen, dass vor allem die Stärkung der Lehrer-Schülerbezie-

hung die Lernmotivation und die soziale Integration zu fördern und unterschiedliche Lernvoraus-

setzungen auszugleichen vermag. 

Kompetenzorientierung – ein Paradigmawechsel  

Das pädagogische Konzept der Kompetenzorientierung wird von namhaften pädagogischen Ex-

perten äusserst kontrovers beurteilt, von Befürwortern wie Gegnern jedoch übereinstimmend als 

Paradigmawechsel gewertet[4–9]. Da wir uns in der kinderärztlichen Sprechstunde ständig mit 
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Schulproblemen konfrontiert sehen, wollten wir angesichts der angekündigten, tiefgreifenden 

Veränderungen im Schulbereich nicht abseits stehen und einfach nur zuschauen und abwarten, 

was da auf uns zukommt.  

Reformhektik stoppen  

Wird in der Medizin ein neues Medikament eingeführt, muss dieses zuerst geprüft und müssen 

dessen Wirkungen und Nebenwirkungen genau untersucht werden. Bei den Schulreformen 

scheint das anders zu laufen: Da wird etwas Neues eingeführt, das erst anschliessend evaluiert 

wird. Dabei dienen die Schulkinder als Probanden in einem offenen Forschungsdesign mit unbe-

kanntem Ausgang [16]. Um diesem Vorgehen entgegenzuwirken, haben wir im Begleitbrief zu 

unserem Positionspapier ein Moratorium der Reformaktivitäten empfohlen.  

«Die Erfahrung der letzten Jahre hat gezeigt, dass im Bildungswesen ‹Reformen von oben› re-

gelmässig Schiffbruch erleiden, während Initiativen im Klassenzimmer meistens rasch zum Er-

folg führen. Als Kinderärzte setzen wir unsere Erwartungen auf ‹Reformen von unten› und plä-

dieren deshalb für einen verstärkten Einbezug der Lehrpersonen, eine vermehrte Vernetzung der 

Schule mit den Eltern und allen an der Förderung beteiligten Fachpersonen, zu denen wir uns 

als Kinderärzte auch zählen. Ein Moratorium vor der allgemeinen Einführung des Lehrplans 21 

ist nicht nur aus fachlichen, sondern auch aus politischen Gründen ratsam.»  

Mit dieser Empfehlung haben wir uns auf das Memorandum «Mehr Bildung, weniger Refor-

men» bezogen, in welchem namhafte Entwicklungspädiater wie Prof. Remo Largo und renom-

mierte Erziehungswissenschaftler wie Prof. Walter Herzog, einen Stopp der Reformhektik im 

Bildungswesen fordern[9;11–13]. Insbesondere plädieren wir dafür, die kritischen Stimmen aus 

deutschen Schulen, in denen die Lehrplanveränderungen schon implementiert sind, wahrzuneh-

men.  

Öffentliche Vortragsreihe «Schule und Pädiatrie»  

Leider haben wir bisher nicht erfahren, ob unsere kinderärztliche Sichtweise in der weiteren 

Ausarbeitung des Konzeptes für die ersten Schuljahre berücksichtigt worden ist. Da die Vorbe-

reitungen zum Lehrplan 21 unter striktem Ausschluss der Öffentlichkeit stattgefunden haben, be-

stand zu Beginn des letzten Jahres nicht nur bei uns Pädiatern, sondern auch in weiten Teilen der 

Bevölkerung ein grosses Informationsmanko. Das veranlasste uns, unter dem Patronat des VOK 

und des Ostschweizer Kinderspitals eine öffentliche Vortragsreihe zum Thema «Schule und Pä-

diatrie» zu lancieren.  

Grosser Fundus gemeinsamer Themen  

Schule und Pädiatrie sind über viele Fragestellungen miteinander verbunden: Dazu gehören die 

Forderung nach einer breiten, auch biologische Aspekte umfassenden, Entwicklungsabklärung 

bei Kindern mit gravierenden Schulproblemen, die Früherfassung von Entwicklungs- und Ver-

haltensstörungen, die Prävention von Hör- und Sehstörungen, die Abklärung und Behandlung 

von psychosomatischen Beschwerden bei Schulstress, die Sicherstellung von Therapiemassnah-

men, die nicht von der Schule erbracht werden können, die Prävention und Behandlung von 

Übergewicht und Bewegungsmangel, sowie die ärztliche Mitarbeit zur Vermeidung von Mob-

bing und Schulabsentismus. Aus dem Fundus dieser Themen liess sich ein reichhaltiges Vor-

tragsprogramm gestalten.  
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Mehr Mut zu öffentlichen Stellungnahmen  

Unsere Erwartung, mit einer öffentlichen Vortragsreihe auf grosses Interesse zu stossen, hat sich 

mehr als bestätigt. Bei allen Veranstaltungen füllte sich der grosse Hörsaal im Fachhochschul-

zentrum St.Gallen bis auf den letzten Platz. Der Vortrag von Prof. Largo musste sogar in einen 

zweiten Hörsaal übertragen werden. Nicht nur in Schulfragen, sondern auch bei anderen Fragen, 

welche die Lebenswelt der Kinder betreffen, fehlt fast immer die Stimme der Kinderärzte. Das 

grosse und anhaltende Interesse an der Vortragsreihe «Schule und Pädiatrie» sollte uns Mut ma-

chen, die kinderärztliche Sichtweise auch in andere gesellschaftspolitische Debatten einzubrin-

gen; nicht im Sinne einer parteipolitischen Stellungnahme, sondern im Interesse einer sachlichen 

Information.  

Zitierte Literatur erhältlich bei: juerg.barben@kispisg.ch 

http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/Kis_1-16_low.pdf  

 

http://starkevolksschulesg.ch/veranstaltungen/ 

  

http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/Kis_1-16_low.pdf
http://starkevolksschulesg.ch/veranstaltungen/
http://starkevolksschulesg.ch/veranstaltungen/
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NZZ am Sonntag, 20.3.2016 

Schiffbruch einer schönen Idee 
Das System Schule wird je länger, je stärker belas-

tet, weil es möglichst alle Kinder integrieren muss. 

Mittlerweile sagen selbst Verfechter der Integra-

tion, dass es so nicht weitergehen kann. Das Credo 

der Gleichmacherei beginnt zu bröckeln. 

 

Am Rande der Belastbarkeit 

Die Integration aller Kinder – von hochbegabt bis lernbehindert – 

ist zwar gut gemeint, stösst aber an Grenzen. Die Lehrer ächzen 

unter der Last. Was läuft falsch? 

 

Von René Donzé 

Der Bub sitzt allein in einem Schulzimmer im Zürcher Schulhaus Rütihof und löst Aufgaben. 

Seine Klassenkameraden spielen draussen. Sie haben Pause. Der Unterstufenschüler aber darf 

erst hinaus, wenn die anderen wieder drinnen sind. Entsprechend schlecht ist seine Laune: Kaum 

«Grüezi» mag er sagen, wenn der Besuch ins Zimmer mit der schönen Bezeichnung «Schulin-

sel» tritt. «Hier hat das Kind Zeit, über sein Verhalten nachzudenken», sagt die Lehrerin, die die 

Insel betreut. Der Schüler rastete in der Klasse immer wieder aus und strapazierte die Nerven 

seiner Lehrerin nicht zum ersten Mal bis über die Grenzen. Manchmal sitzt nur ein Kind hier, 

manchmal sind es mehrere. Manchmal besuchen auch Kinder, die besonders Freude am Lernen 

zeigen, hier Zusatzkurse. 

Das Angebot ist symptomatisch für die Entwicklung des Schweizer Schulsystems. Es gibt inzwi-

schen viele Schulen, die mit ähnlichen Einrichtungen arbeiten. Sie sind eine Folge davon, dass 

die Klassen immer heterogener werden, dass die Bandbreite vom schwächsten zum stärksten 

Schüler grösser wird und die Verhaltensauffälligkeiten zunehmen. 

Versteckte Aussonderung 

Die einen Schulen richten Schulinseln ein, die anderen arbeiten mit sogenannten Förderzentren. 

Damit solche Einrichtungen nicht als Strafkolonie für Querschläger daherkommen, bieten sie 

auch Aufgabenhilfen sowie Stütz- und Fördermassnahmen an. Andere Schulen begegnen der He-

terogenität, indem sie Stellenprozente zusammenkratzen, um möglichst oft zwei Lehrer im Klas-

senzimmer zu haben, von denen sich der eine um Problemfälle kümmern kann. Auch Klassenas-

sistenten kommen vermehrt zum Einsatz, um Zappelphilippe und Störefriede im Schach zu hal-

ten oder zurückgezogene Mauerblümchen aus der Reserve zu locken und zum Blühen zu brin-

gen. 

Anstatt die Schüler offen zu separieren, wie dies früher der Fall war, als man sie in Sonderschu-

len oder Kleinklassen placierte, geschieht die Separation heute oft versteckt und mit wohlklin-

genden Umschreibungen. Binnendifferenzierung nennt man das. Das Credo der Gleichmacherei 

beginnt auf jeden Fall zu bröckeln. «Integration kann nicht heissen, dass alle Kinder rund um die 

Uhr in der Klasse zusammensitzen», sagt Bildungsexperte Urs Moser vom Institut für Bildungs-

evaluation an der Universität Zürich. «Es braucht Differenzierungen.» Chancengleichheit dürfe 

nicht dazu führen, dass geordnetes Lernen nicht mehr möglich sei, sagt er. Obschon der Grund-

gedanke ein guter sei, könne die Integration dazu führen, dass Mitschüler darunter litten. «Die 

Störung des Unterrichts behindert den Lernerfolg», sagt Moser. 
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Das sind neue, kritische Töne. Es macht den Anschein, als sei die Integration, wie sie 1994 mit 

der Unesco-Erklärung von Salamanca stipuliert wurde, gescheitert. Damals vereinbarten die Un-

terzeichnerstaaten, dass die Schulsysteme «alle Kinder unabhängig von ihren individuellen 

Schwierigkeiten» integrieren sollen. Ein hehres Ziel, das die Schweiz 2004 mit dem Behinder-

tengleichstellungsgesetz bekräftigte. Den organisatorischen Rahmen dafür formulierte die Erzie-

hungsdirektorenkonferenz 2007 mit dem Sonderpädagogik-Konkordat, dem mittlerweile 16 Kan-

tone beigetreten sind. Den monetären Anreiz setzte 2008 der neue Finanzausgleich mit dem die 

Finanzierung der Schulung behinderter Kinder an die Kantone übertragen wurde. Die Integration 

eines Schülers ist um einiges günstiger als die separierte Schulung. 

Die gutgemeinte Integration der Behinderten hat vorerst auch positive Effekte gezeitigt. Befan-

den sich vor gut zehn Jahren noch über sechs Prozent der Schüler in Sonderschulen, sind es 

heute noch knapp vier Prozent. Für viele Sinnesbehinderte, etwa Seh- oder Hörbehinderte oder 

geistig Behinderte, ist es ein Segen, in ihrer Wohnumgebung in die Schule zu gehen, statt in eine 

Sonderschule gefahren zu werden. 

Gesellschaft driftet auseinander 

Inzwischen aber geht es längst nicht mehr nur darum, solche Behinderte zu integrieren. Statt «In-

tegration» heisst das heilpädagogische Zauberwort «Inklusion». Das bedeutet, dass jedes Kind 

um fast jeden Preis in der Regelschule gehalten werden soll – und das in einer Gesellschaft, de-

ren Wertvorstellungen immer weiter auseinanderdriften. Erziehungsdefizite, Verwahrlosung und 

Migration führen dazu, dass die Zahl der schwierigen und schwachen Schüler zunimmt. Das 

treibt an gewissen Orten Lehrer und Klassen an den Rand ihrer Belastbarkeit.  

 

In einer Umfrage des Verbands der Zürcher Kantonalen Mittelstufe (ZKM) gab es Rückmeldun-

gen wie: «Stark verhaltensauffällige Kinder absorbieren dermassen viel Energie der Lehrperson, 

dass die restlichen Schüler darunter leiden.» Verhaltensprobleme sind das eine. Zu kämpfen ha-

ben die Lehrer auch mit Sprachproblemen, Lernschwierigkeiten, Hochbegabungen und mehr. 

Sowie dem Anspruch der Eltern, dass sämtliche Defizite ihrer Kinder therapiert werden. Was 

früher ein Stigma war, die besondere Schulung, gehört heute zum guten Ton. 

Aufgefangen wird dies mit einem mittlerweile beachtlichen Arsenal von Spezialmassnahmen 

wie integrierte Förderung, Psychomotorik, Logopädie, Begabtenförderung, Deutsch als Zweit-

sprache und so weiter. Je nach Ort und sozialer Zusammensetzung der Schülerschaft kann sich 

dies zu einem komplexen Puzzle aus Regelunterricht und Fördermassnahmen auswachsen – be-

sonders in städtischem Kontext. «In etlichen Klassen ist an einen normalen Unterricht nicht mehr 
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zu denken. Ein Grossteil der Kinder wird behindert», sagt ZKM-Präsident Harry Huwyler. Wie 

umfangreich das System inzwischen geworden ist, zeigt eine Auswertung in einem Zürcher 

Schulhaus (Grafik). Im Durchschnitt gibt es dort auf jeden Schüler eine besondere Massnahme. 

Unter all diesen Sonderbehandlungen leiden der Schulbetrieb, die Lehrer, die unproblematischen 

Schüler und sogar die integrierten Kinder: «Verhaltensauffällige werden so zu Aussenseitern ge-

macht und verlieren an Selbstwertgefühl», sagt Huwyler. 

Forschung betont Erfolge 

Die Klagen sind nicht neu. Erstaunlich ist, dass sie auf den ersten Blick in krassem Widerspruch 

zu dem stehen, was die Wissenschaft bis jetzt zum Thema herausgefunden hat. Fragt man For-

scher, geben sie der Integration praktisch durchwegs gute Noten. So betont etwa der Freiburger 

Integrationsexperte Gérard Bless den positiven Lerneffekt für die Behinderten. Er erklärt dies 

mit der für die Kinder stimulierenden Lernumgebung, insbesondere im sprachlichen und kom-

munikativen Bereich (Interview). Umgekehrt stellt er fest, dass ihre Mitschüler im Lernerfolg 

nicht gebremst werden und oft eine bessere Sozialkompetenz aufweisen als separiert geschulte 

Kinder. 

Offensichtlich sprechen hier Forschung und Praxis 

nicht dieselbe Sprache. Die Wissenschaft meint die In-

tegration jener Schüler mit Behinderungen, an die wohl 

auch die Väter des Gleichstellungsgesetzes dachten. 

Damit kann die Schule meist gut umgehen, dafür gibt 

es auch genügend Unterstützung. «Kinder mit geisti-

gen oder körperlichen Behinderungen sind in der Regel 

integrierbar», sagt Huwyler. Abgesehen davon, sind 

solche Fälle nicht sehr breit gestreut. Im Kanton Zürich 

etwa sitzt bloss in einer von acht Klassen ein Kind mit 

einer geistigen oder einer Sinnesbehinderung. 

Das Problem ist, dass unter dem Titel der Integration 

auch Kleinklassen für verhaltensauffällige und schwa-

che Schüler abgeschafft wurden. Stattdessen baute sich 

eine neue Förderindustrie auf. Beispielhaft zeigt sich 

das im Kanton Zürich, wo die Zahl der integrierten 

Sonderschüler stark zunimmt, die separierten aber 

kaum zurückgehen. Dadurch hat sich die Sonderschulquote in wenigen Jahren mehr als verdop-

pelt (Grafik). Der Status «integrierter Sonderschüler» wird heute oft darum verliehen, weil es so 

zusätzliche Unterstützungsmassnahmen gibt für die stark belasteten Klassen. Der Stempel «Son-

derschüler» wird so zum Ventil für die überforderte Schule. 

Inzwischen wird auch von höchster Stelle anerkannt, dass die Integration an ihre Grenzen stösst. 

Der Basler Regierungsrat Christoph Eymann, Präsident der Erziehungsdirektorenkonferenz, ist 

zwar ein vehementer Verfechter der integrativen Schulung. «Es ist wichtig, dass wir möglichst 

alle Kinder gemeinsam in der Regelschule unterrichten können», sagt er. Auch in seinem Kanton 

wurden in den letzten Jahren die Kleinklassen aufgehoben und die Schüler integriert. 

Doch gerade in Basel mit seiner sehr heterogenen Bevölkerung gebe es damit Probleme: «Das 

System droht zu kippen», sagt Eymann. «Ich gehe davon aus, dass wir bis in zehn Jahren wieder 

viel mehr Separation haben werden als heute.» Und selbst Integrationsexperte Bless sagt: «Ich 

rechne damit, dass die Separation noch eine Weile rückläufig sein wird, doch bald wird sich der 

Trend wieder umkehren.» Die Euphorie ist der Ernüchterung gewichen. Die im Ansatz gute Idee 

der möglichst umfassenden Integration scheitert in der Praxis. Diese Einsicht kann Raum schaf-

fen für pragmatische Lösungen – wie sie etwa die Schule Rütihof mit ihrer «Insel» gefunden hat. 
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«Immer mehr Kinder werden pathologisiert» 
 

Der Wahn, dass jedes Kind 

einem Idealbild entsprechen 

müsse, führe zu einer starken 

Zunahme der schulischen 

Massnahmen, sagt Integrati-

ons-Experte Gérard Bless. 

Besser wäre es, die Lernin-

halte zu entschlacken und 

sich auf das Wesentliche zu 

besinnen. 

 

Interview: René Donzé 

 

NZZ am Sonntag: Die Klagen über 

die Integration häufen sich. Was 

läuft falsch? 

Gérard Bless: Es stimmt, dass die Integration von vielen nicht gerade mit Freuden aufgenommen 

wird. Das hat viele Gründe. Zum einen will man die bisherige bequeme Praxis der Aussonderung 

nicht einfach so aufgeben. Wenn die Schule das schwierige Kind an eine externe Fachinstanz ab-

gibt, kann sie sich vor grösseren Herausforderungen bewahren. Zum anderen liegt es auch an den 

Ängsten der Lehrpersonen, ihren Aufgaben nicht gewachsen zu sein. 

Sind diese Ängste denn übertrieben? 

Übertrieben? Wenn jemand Angst hat, ist es nie übertrieben. Wenn aber Lehrpersonen ihre Prob-

leme immer an eine andere Instanz delegieren, so verlieren sie mit der Zeit auch die Kompeten-

zen, mit diesen pädagogischen Herausforderungen umzugehen. Ich bin jedoch überzeugt, dass 

die Lehrpersonen über die erforderlichen Fähigkeiten verfügen. Aber ich habe das Gefühl, die 

Kritik der Lehrer habe manchmal auch strategische Gründe. Ich will jetzt niemandem auf die 

Füsse treten, aber relativ häufig geht es darum, mehr Mittel für die Schule zu erhalten. 

Mit Recht, schliesslich nimmt die Zahl der schwierigen Kinder in den Schulen zu. 

Ich finde, die Schweizer Schulen sind bereits gut dotiert. Die Regelschulen werden von zusätzli-

chem Fachpersonal unterstützt. Mehr als die bisherigen für die Integration zur Verfügung gestell-

ten Mittel bringen nicht viel und können unter Umständen sogar kontraproduktiv sein. Wenn 

man zu viel investiert, kommt es unter dem Decknamen der Integration wieder vermehrt zur Se-

paration. Die Kinder werden dann sehr häufig aus der Klasse genommen und separat betreut. 

Was ist denn eigentlich so gut, wenn die Kinder in der Regelklasse geschult werden? 

Ich betrachte das als wichtige Massnahme mit dem Ziel, dass alle am gesellschaftlichen Leben 

teilhaben können. Die Kinder profitieren nicht nur von der Unterstützung durch das pädagogi-

sche Personal, sondern zusätzlich von der Stimulation durch ihre Mitschüler. Und am Schluss 

der obligatorischen Schulzeit haben die integrierten Schüler besseren Zugang zur Berufsausbil-

dung. 

Lernen integrierte Schüler mehr als ihre separierten Altersgenossen? 

Die Lernfortschritte fallen unterschiedlich aus. Am deutlichsten sind sie bei Kindern mit Lernbe-

hinderungen festzustellen. Trotzdem können die Schwierigkeiten nicht einfach beseitigt werden. 

Bei geistig Behinderten gibt es gewisse Vorteile in der Sprache, nicht aber in der Mathematik. Es 
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ist nicht dieses Plus an Lernfortschritten, das für die Zukunft dieser Schülerinnen und Schüler 

von Bedeutung ist. Vielmehr geht es darum, dass sie nicht aus ihrer Lebensumwelt entwurzelt 

werden. Im Gegensatz zu vielen Nichtbehinderten liegt die Perspektive von Menschen mit son-

derpädagogischem Förderbedarf in der Regel in ihrer Wohngegend. Darum ist es für sie von be-

sonders grosser Bedeutung, dass sie dort geschult werden, wo sie wohnen und später auch leben 

und arbeiten werden. 

Sie haben aber in Ihren Studien auch festgestellt, dass das Selbstwertgefühl des integrierten Kin-

des leidet, weil es den ständigen Vergleich zu den anderen hat. 

Ja, die Schüler vergleichen sich natürlich miteinander. Wenn ich mit Roger Federer Tennis spie-

len würde, dann würde mein Selbstwertgefühl als Tennisspieler auch leiden. Umgekehrt kann 

man aber sagen, dass die Selbsteinschätzung in den Kleinklassen künstlich hoch gehalten wird. 

Sobald die Schüler dann den Schonraum der Sonderschulung verlassen, spätestens beim Schul-

austritt, werden sie von der Realität eingeholt. 

Also sollen sie lieber von Anfang an frustriert werden? 

Wenn Kinder integriert sind, entwickeln sie ein realistisches Begabungskonzept. Es wird ihnen 

nichts vorgespielt, sondern sie erleben die Realität, die sie nach der Schule erwartet. 

Sie argumentieren sehr stark aus der Sicht der betroffenen Kinder. Was Sie vergessen, ist, dass 

der Rest der Klasse zu kurz kommt. 

Sowohl unsere eigenen als auch die internationalen Untersuchungen besagen, dass das so nicht 

stimmt. Regelschüler in Klassen mit oder ohne Integration machen die gleichen Fortschritte. Die 

Integration bremst die Schüler nicht. 

Das glaube ich nicht. Je mehr Unruhe es gibt, desto weniger Zeit bleibt für den Unterricht. Und 

Zeit zum Lernen ist bekanntlich die wichtigste Grösse für den Schulerfolg. 

Natürlich stören verhaltensauffällige Kinder den Unterricht. Das ist schlecht. Wenn Sie aber 

Lehrer fragen, dann ist fast die Hälfte der Klasse irgendwie auffällig. Damit habe ich ein Prob-

lem. Vieles ist eine Frage der Einstellung und der Toleranz. Sicher ist die Situation nicht einfa-

cher geworden. Doch sie ist lange nicht so katastrophal, wie sie oft dargestellt wird. 

Es gibt doch immer mehr Diagnosen von Verhaltensauffälligkeiten und leichter geistiger Behin-

derung. Wird die Menschheit immer dümmer und schwieriger? 

Dümmer glaube ich nicht. Ich denke, das hat viel mit der Beschleunigung des Lebens zu tun, die 

auch auf die Kinder durchschlägt. Der Druck steigt, die Anforderungen steigen, die Eltern sind 

mehr beruflich involviert, die Freizeitaktivitäten nehmen zu. Dazu kommt noch die Frage, ob wir 

nicht einfach stärker sensibilisiert sind als früher. Und nicht zuletzt spielen auch noch Interessen 

der Pharmaindustrie hinein, welche für alles eine Pille verkaufen will. 

Das führt dazu, dass heute in gewissen Zürcher Klassen beinahe jedes Kind noch eine besondere 

pädagogische Massnahme erhält. Finden Sie das gut? 

Nein. Je mehr Unterstützungsmöglichkeit eine Lehrperson hat, desto mehr kann sie an eine Fach-

person delegieren. Das ist ein Problem. So kommt es eben wieder zum Abschieben. Immer mehr 

Kinder werden pathologisiert. 

Warum? 

Der Wahn, dass jedes Kind einem bestimmten Idealbild entsprechen müsse, führt zu immer mehr 

Massnahmen. Es ist eine grosse Gefahr, dass man heute den Kindern solche Etiketten verteilt, 

um mehr Ressourcen zu holen, das heisst Unterstützung durch Fachleute. Wird dies übertrieben, 

so ist dies eine gefährliche Entwicklung. 

Was soll man denn machen, um den Problemen Herr zu werden? 
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Man muss endlich einmal akzeptieren, dass die Kinder unterschiedlich sind und diese Unter-

schiede pädagogisch letztlich nicht zu beheben sind. Damit hat unsere Gesellschaft einfach 

Mühe. Man sieht heute auch keine Jugendlichen mehr mit krummen Zähnen. Was nicht ins Ide-

albild passt, muss therapiert werden und dafür braucht es ein pathologisches Etikett. 

Davon profitieren Sie doch mit Ihrem Institut. 

Und dennoch plädiere ich für ein gesundes Mass. Es gibt auch Schwierigkeiten, die man tolerie-

ren sollte. Es muss nicht alles gleichgeschaltet sein. Da muss ein Umdenken stattfinden. 

Junge und aufgeschlossene Lehrer schmeissen als erste den Bettel hin. 

Die Älteren profitieren von ihrer Erfahrung und können darum oft besser mit zusätzlichen Belas-

tungen umgehen. Und die, die noch im Schuldienst sind, haben schon viele Reformen durchlebt. 

Junglehrer sind zwar offen, aber weniger erfahren. Sie haben manchmal Mühe damit, Distanz zu 

halten, zu regenerieren. Das muss gelernt werden. Aber dafür haben Lehrer in ihren vielen und 

notwendigen Ferien genügend Zeit. 

Müsste eine Lehrperson heute zwingend auch heilpädagogisch ausgebildet sein? 

Nein. Es braucht in ihrer Grundausbildung bestimmte Wissenselemente um Heterogenität, um 

didaktische Möglichkeiten, um Behinderungsaspekte, ein Bewusstsein. Aber sie müssen nicht 

Blindenschrift lernen oder Trisomie 21 in allen Aspekten begreifen. Dafür gibt es Spezialisten. 

Es ist mehr eine Haltungsfrage. Aber es ist sicher nicht notwendig, dass sie Sonderpädagogen 

sind. 

Wie sehen Sie die Zukunft? 

Mit dem neuen Lehrplan 21 wird die Situation nicht einfacher. Die Erschaffer dieses Plans wol-

len zu viel von den Kindern und werden damit noch mehr Schulversager produzieren. Ich ver-

mute, dass man da zu weit gegangen ist. Lehrpläne sollten mehr Freiräume bieten, damit die 

Lehrpersonen besser auf die Bedürfnisse der Kinder ihrer Klasse eingehen können. Auch zwei 

Fremdsprachen für alle Schulkinder ist eine brutale Überforderung der schwachen Schüler. Es 

wäre eine Entschlackung der Lerninhalte notwendig, doch das Gegenteil geschieht. Fordern ist 

gut und wichtig, überfordern hingegen kontraproduktiv. 

 

Forscher im Namen der Integration 

Der Leiter des Heilpädagogischen Instituts an der Universität Freiburg, Gérard Bless, forscht seit bald 

30 Jahren auf dem Gebiet der Integration. Seine Erhebungen über die Entwicklung von integrierten Schü-
lern und ihren Mitschülern gehören zu den meistzitierten Schweizer Studien in diesem Kontext. Er ist ein 

Verfechter einer umfassenden Schulung möglichst aller Kinder in der Regelschule. 

http://www.nzz.ch/nzzas/nzz-am-sonntag/bildung-schiffbruch-einer-schoenen-idee-ld.8786?reduced=true  

Mehr dazu aus der gleichen Zeitung: 

http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/NZZ-am-Sonntag-20.3.2016.pdf  

  

http://www.nzz.ch/nzzas/nzz-am-sonntag/bildung-schiffbruch-einer-schoenen-idee-ld.8786?reduced=true
http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/NZZ-am-Sonntag-20.3.2016.pdf
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BaZ, 21.3.2015 

Düstere Aussichten für den Lehrplan 21 
In den meisten Kantonen wird an der Urne über den Einheits-Kompetenzenkatalog für die 

Schulen entschieden 

von Thomas Dähler 

Bern/Liestal. 363 Kompetenzen und 2300 Kompetenzstufen: Der Lehrplan 21 hat inzwischen ei-

nen schweren Stand. Der von Schulexperten erarbeitete Anforderungskatalog wird vielerorts ver-

ächtlich als intellektuelles Geschwurbel bezeichnet. Erst kürzlich haben sich im Kanton Zürich 

die Lehrkräfte aus allen Arbeitsgruppen zum Lehrplan 21 zurückgezogen. Auch im Kanton Ba-

selland ist die Kritik breit: Im Baselbieter Parlament hat die Regierung letzten Donnerstag die 

Aufgabe erhalten, eine Gesetzesvorlage zu erarbeiten, die verbindlich festlegt, dass in den Lehr-

plänen der Lernstoff aufgeführt wird und nicht die Kompetenzen aus dem Lehrplan 21. 

In der heutigen Zusammensetzung des Liestaler Landrats ist der Lehrplan 21 weit davon ent-

fernt, mehrheitsfähig zu sein. Und weil der aus Experten zusammengesetzte Bildungsrat diese 

Signale nicht hören will, droht ihm jetzt sogar die Abschaffung. So weit kommt es aber möglich-

erweise nicht, denn in Kürze wird das Volk über den Lehrplan 21 abstimmen – und dem Bil-

dungsrat die Entscheidungsgewalt über den Lehrplan 21 abnehmen. 

Appenzell macht den Anfang 

Das wollten die Schulexperten auf Teufel komm raus vermeiden: Volksabstimmungen über den 

Lehrplan 21. In Appenzell wird am 26. April ein erster kantonaler Volksentscheid zum Lehrplan 

21 fallen. Die Innerrhoder Landsgemeinde stimmt über eine Initiative ab. Den Harmos-Beitritt 

hat die Landsgemeinde bereits früher abgelehnt. 

Auf den 5. Juni hat die Baselbieter Regierung die Abstimmungen über die beiden Landratsvorla-

gen angesetzt, die sich gegen den Lehrplan 21 richten. Es wird dies die erste Urnenabstimmung 

in der Schweiz über den umstrittenen Kompetenzenkatalog sein. Die beiden Vorlagen «Einfüh-

rung Lehrplan 21» und «Verzicht auf kostentreibende Sammelfächer» gehen auf Parlamentari-

sche Initiativen von Landrat Jürg Wiedemann zurück, dem Kopf des Komitees Starke Schule Ba-

selland. Zu den Mitunterzeichnern gehört auch die heutige Bildungsdirektorin Monica 

Gschwind. 

Formell geht es um Teilrevisionen des Bildungsgesetzes: Anstelle des Bildungsrats soll das Par-

lament über die Einführung des Lehrplans 21 entscheiden – wenn nötig rückwirkend. Und mit 

dem Verzicht auf die Sammelfächer des Lehrplans 21 sollen die Fächer Geografie, Geschichte, 

Physik, Biologie, Chemie und Hauswirtschaft beibehalten werden. Die Sammelfächer «Räume, 

Zeiten, Gesellschaften» (anstelle von Geografie und Geschichte), «Natur und Technik» (anstelle 

von Physik, Biologie und Chemie) und «Wirtschaft, Arbeit, Haushalt» (anstelle von Hauswirt-

schaft) sind Erfindungen des Lehrplans 21 und besonders umstritten, weil an den Universitäten 

weiterhin die Einzelfächer zu studieren sind. Ausserdem würden die Sammelfächer des Lehr-

plans 21 vielerorts von nicht in allen Teilfächern ausgebildeten Lehrkräften unterrichtet. 

EDK gegen Abstimmungen 

Auf der interkantonalen Ebene hat sich die Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) vergeblich ge-

gen solche Volksabstimmungen in den Kantonen gewehrt. Die EDK stellt sich auf den Stand-

punkt, dass der Lehrplan 21 durch den von Volk und Ständen beschlossenen Artikel in der Bun-

desverfassung bereits genügend legitimiert ist. Die Kantone Appenzell Innerrhoden und Basel-

Landschaft machen jedoch nur den Anfang in einer Reihe von kantonalen Abstimmungen über 

den Lehrplan 21. Fest steht bereits, dass es auch in den Kantonen Zürich, Aargau, Thurgau, 

St. Gallen und Schaffhausen zu Volksabstimmungen kommen wird. In weiteren Kantonen sind 
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die Unterschriftensammlungen noch im Gang. Bleibt der Lehrplan 21 in Appenzell und im Ba-

selbiet auf der Strecke, ist er bei den nachfolgenden kantonalen Abstimmungen bereits kein ein-

heitlicher Lehrplan mehr. Appenzell Innerrhoden ist ein kleiner Kanton. Der Baselbieter Ent-

scheid aber wird über den Kanton hinaus Bedeutung erhalten. 

Zu erwarten ist vor dem Urnengang im Baselbiet ein heftiger Abstimmungskampf für oder gegen 

den Lehrplan 21. Den einheitlichen Lehrplan haben Schulexperten aus den 21 Deutschschweizer 

Kantonen erarbeitet. Dass es Schulexperten waren, sieht man dem umfangreichen Anforderungs-

katalog in dem Werk auf den ersten Blick an: Formuliert ist der Lehrplan 21 im Jargon der 

Schulexperten. Er geht weiter, als es dies der Bildungsartikel verlangt, der von den Schweizer 

Stimmberechtigten im Mai 2006 beschlossen wurde. Dort heisst es wörtlich nämlich nur: «Bund 

und Kantone sorgen gemeinsam im Rahmen ihrer Zuständigkeiten für eine hohe Qualität und 

Durchlässigkeit des Bildungsraumes Schweiz. Sie koordinieren ihre Anstrengungen und stellen 

ihre Zusammenarbeit durch gemeinsame Organe und andere Vorkehren sicher.» Daraus haben 

die Bildungsexperten 363 Kompetenzen und 2300 Kompetenzstufen formuliert. Es heisst da 

etwa: «Schülerinnen und Schüler können eine inhaltliche und grammatikalische Lesererwartung 

aufbauen» oder «Schülerinnen und Schüler können zeigen, wie sie zählen» – Schuldeutsch, wie 

es Schulexperten eigen ist. 

Ideologisch nicht neutral 

Dass die Schulexperten keine Freude an Volksabstimmungen haben, ist auch nachvollziehbar, 

wenn man den Lehrplan 21 etwas unter die Lupe nimmt. Er ist ideologisch nicht neutral formu-

liert und enthält neben den eigentlichen Lernzielen auch ideologisch motivierte Anforderungen. 

Die Hauptkritik richtet sich aber gegen die Kompetenzen, die an die Stelle der früheren Lernin-

halte treten, verbunden mit einer Ablösung sämtlicher heutiger Lehrmittel mit entsprechenden 

Kosten. 

In der Broschüre «Einspruch» warnen die Kritiker vor einer «marktförmigen Instrumentalisie-

rung der Schule». Die Schule sei kein Wirtschaftsbetrieb, sondern ein Service public. «Die 

Schule ist nicht Tummelfeld vorab ideologisch motivierter, sich der Demokratie verschliessender 

Bildungsbürokraten», schreibt die Aktion Bildungs-Kompass. Das Komitee Starke Schule Basel-

land kritisiert, dass der Lehrplan 21 die Leistungsniveaus nicht unterscheidet. «Der Lehrplan 21 

wirft alle Schüler und Schülerinnen in den gleichen Topf», sagte Geschäftsleiterin Saskia Olsson 

an einer Medienkonferenz. «Die Folgen sind absehbar: Leistungsschwache Schüler werden über-

fordert und leistungsstarke unterfordert.» 

Bei der Baselbieter Abstimmung geht es in erster Linie um die Entscheidungskompetenz des 

Landrats, der gewählten Volksvertreter. «Die SP-Fraktion will eine Volksabstimmung und die 

dadurch entstehende Verunsicherung vermeiden», sagte SP-Fraktionschefin Miriam Locher im 

Landrat. «Der Lehrplan 21 ist und bleibt ein Lehrplan der Volksschule», konterte SVP-Landrat 

Paul Wenger. Die Aktion Bildungskompass geht noch weiter: «Alle wichtigen bildungspoliti-

schen Entscheide» sollen «der demokratischen Mitbestimmung durch den Souverän» unterlie-

gen. 

 

http://verlag.baz.ch/epaper/index.cfm?index=17  

 

  

http://verlag.baz.ch/epaper/index.cfm?index=17
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BaZ, 22.3.2015 

Austreibung des Kompetenz-Geistes per Gesetz 
Bildungsdirektorin ist beauftragt, den Lehrplan 21 zu beerdigen – auch auf Primarstufe 

von Daniel Wahl  

Liestal. Unter dem Radar der breiteren öffentlichen Aufmerksamkeit hat der Landrat an seiner 

Sitzung am vergangenen Donnerstag die Motion von Landrätin Regina Werthmüller (parteilos) 

überwiesen. Der Vorstoss mit dem beinahe verharmlosenden Titel «Stufenlehrpläne mit transpa-

rentem Inhalt» ist aber an bildungspolitischer Brisanz derzeit fast nicht zu überbieten. Er bedeu-

tet die Abkehr von der neuen im Lehrplan 21 festgehaltenen Doktrin, sich an «Kompetenzen» zu 

orientieren, und die Hinwendung zur Beschreibung von Lerninhalten im Gesetz. 47 von 33 

Landräten fordern dies, Kompetenzen können allenfalls erwähnt werden; sie erhalten den Status 

von «Beigemüse». 

FDP-Bildungsdirektorin Monica Gschwind lehnte die Entgegennahme des Vorstosses als ver-

bindliche Aufgabe ab und argumentierte, sie wolle erst «ergebnisoffen» die Resultate der von ihr 

einberufenen Gruppe «Marschhalt» abwarten, die sich zu den Bildungsreformen äussern wird. 

Dieses Argument dürfte aber im Landrat von der Sprengkraft des Vorstosses eher abgelenkt ha-

ben, in der Debatte wirkte es beinahe verwässernd. 

Regina Werthmüller, die Gratulationen nach der Überweisung erhielt, sowie Bildungsreformkri-

tiker Jürg Wiedemann (Grüne-Unabhängige), der aus der ganzen Schweiz Reaktionen erhielt, 

können einen Coup mit Hilfe von GLP, FDP und SVP verzeichnen: «Der Lehrplan 21 wird nicht 

mehr mit dem Gesetz kompatibel sein. Massgebend sind definierte Inhalte, sollten die ausgear-

beiteten Paragrafen denn vom Landrat gutgeheissen werden», sagt Werthmüller. Und Wiede-

mann ergänzt: «Eltern, die einen Schulrekurs einleiten, werden sich aufs Gesetz berufen können, 

ein kompetenzorientierter Lehrplan wird dann keine Gültigkeit mehr haben.» 

Die beiden glauben, mit der gesetzlichen Verankerung von Lerninhalten der Schule wieder mehr 

Sicherheit zu geben. «Bei 3500 Haupt- und Unterkompetenzen, wie sie der Lehrplan 21 einfor-

dert, ist unklar definiert, was wirklich gelernt werden muss. Die einzelnen Schulen driften un-

weigerlich auseinander und erschweren einen Schulwechsel», sagt Werthmüller. Das sei ziem-

lich das Gegenteil davon, was die Schulharmonisierung unter dem Stichwort Harmos wollte. 

Primarstufe buchstabiert zurück 

Gemerkt hat die SP, dass nun nicht nur die Einführung des Lehrplans 21 auf Sekundarstufe in-

frage gestellt wird, sondern dass vielmehr auch die Primarstufe betroffen sein wird. Vergeblich 

opponierte sie im Landrat und versuchte, das Erbe von alt Regierungsrat Urs Wüthrich zu retten. 

Ärgern dürfen sich nämlich all jene Lehrer und Schulleitungen auf der Primarstufe, die den Lehr-

plan 21 eingeführt und sich kompetenzorientierte Lehrmittel angeeignet haben. Sie mussten nicht 

nur viel teurere Bücher, Hefte und Software anschaffen, sie haben auch mehrwöchige Trainings 

hinter sich, welche von Bildungskritikern übrigens als «Gehirnwäsche» verspottet werden. 

So teilte Monica Gschwind im Landrat mit, dass die Bildungsdirektion «durch ihren Austausch 

mit den Schulen deren klare Erwartung kennt». Man solle die Arbeit der Schulen «nicht sogleich 

wieder mit erneuten Änderungen belasten». 

Wiedemann ordnet die Abwehrhaltung von Gschwind, die sich vor ihrem Amtsantritt für die Ab-

schaffung des Lehrplans 21 ausgesprochen hatte, wie folgt ein: «Sie befindet sich im Dilemma, 

weil sie einer Verwaltung vorsteht, die von der SP-Bildungsideologie geprägt ist. Sie will sich 

offenbar noch Spielraum geben und die Bildungsreform sanft stoppen.» Und Landrätin Regina 

Werthmüller doppelt nach: «Wir aber möchten den Lehrplan 21 schneller verhindern.» 
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Initiativen greifen neuen Fremdsprachenunterricht an  

Zurück zur besseren Sprachqualität. Die beiden Initiativen «Eine Fremdsprache auf der Primar 

genügt» und «Ausstieg aus dem Passepartout-Fremdsprachenprojekt» mit seinen umstrittenen 

Lehrmitteln «Mille feuilles» sind gestern mit 2209 und 2141 Unterschriften eingereicht worden. 

In ihrer Stossrichtung wollen beide Initiativen das an den Primarschulen gestartete «Sprachkom-

petenz-Experiment» beendet haben und zurück zur alten Ordnung gehen. Wie Saskia Olsson, 

Geschäftsleiterin der Starken Schule Baselland ausführte, hätte man von Dutzenden von Eltern 

die Rückmeldung erhalten, dass ihre Kinder keinen strukturierten Unterricht mehr erhalten und 

nach drei Jahren Französisch nicht einmal die einfachsten Sätze grammatikalisch richtig sagen 

könnten. Das Erlernen von zwei Fremdsprachen überfordere zudem die Kinder an der Primar-

schule, die Lernziele würden bei Weitem nicht erreicht.  

http://verlag.baz.ch/epaper/index.cfm?index=24  

 

Mehr dazu von Starke Schule Baselland: 

http://starke-schule-baselland.ch/Presseinformationen/Newsarchiv/16-03-

17/Das_Aus_f%C3%BCr_den_Lehrplan_21_wird_immer_wahrscheinlicher.aspx  

und 

http://starke-schule-baselland.ch/Presseinformationen/Newsarchiv/16-03-21/Einreichung_der_beiden_Bil-

dungsinitiativen.aspx  

 
 

St. Galler Tagblatt, 22. März 2016  

Leserbrief 

Zuerst Deutsch, und zwar gründlich 
Der Lehrplan 21 und die Sprachen Ausgabe vom 17. März 2016 

 

Ich habe bis zu meiner Pensionierung als Sekundarlehrer sprachlich-historischer Richtung und 

dann als Primarlehrer Mittelstufe gewirkt. Über den Sprachunterricht wird seit Jahren diskutiert. 

Bis vor kurzem war ich der Ansicht, dass eine zweite Landessprache Priorität habe, für unsere 

Region also Französisch. Man muss aber der heutigen Situation Rechnung tragen, und da muss 

ich Egzon Perdeda recht geben: Wir haben in der Schweiz einen hohen Anteil von Zugewander-

ten, und nun kommt erst noch eine Flüchtlingswelle auf uns zu. Diese Leute können allenfalls 

etwas Englisch und müssen nun in erster Priorität Deutsch lernen. Auf wissenschaftlichem Ge-

biet dominiert sowieso die englische Sprache. Daraus ergeben sich für die Primarschulen fol-

gende Prioritäten: 1. Deutsch, und zwar gründlich, 2. Englisch, frühestens ab der 4. Klasse. Da-

mit sind auch in grammatikalischer Hinsicht die Grundlagen geschaffen, dass Französisch auf 

der Oberstufe intensiv und in kürzerer Zeit erlernt wird. Jedermann weiss, dass die Mundart für 

nicht deutschsprachige Zuwanderer eine weitere Fremdsprache darstellt. Behalten wir den aktu-

ellen Trend jedoch bei, riskieren wir, dass die Schulabgänger keine Sprache richtig erlernt haben, 

was die präzise Denk- und Ausdrucksfähigkeit einschränkt, mit all ihren negativen Folgen. Das 

Interesse für unsere anderen Landessprachen sollte durch eine Art Schnupperwoche geweckt 

werden können, oder durch Kommunikationsmittel.  

 

Peter Zünd  

Buchenstrasse 4, 9463 Oberriet  

  

http://verlag.baz.ch/epaper/index.cfm?index=24
http://starke-schule-baselland.ch/Presseinformationen/Newsarchiv/16-03-17/Das_Aus_f%C3%BCr_den_Lehrplan_21_wird_immer_wahrscheinlicher.aspx
http://starke-schule-baselland.ch/Presseinformationen/Newsarchiv/16-03-17/Das_Aus_f%C3%BCr_den_Lehrplan_21_wird_immer_wahrscheinlicher.aspx
http://starke-schule-baselland.ch/Presseinformationen/Newsarchiv/16-03-21/Einreichung_der_beiden_Bildungsinitiativen.aspx
http://starke-schule-baselland.ch/Presseinformationen/Newsarchiv/16-03-21/Einreichung_der_beiden_Bildungsinitiativen.aspx
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Schule Schweiz, 23. März 2016 

Graubünden steht Doppelinitiative bevor  
 
Am Donnerstag, 17. März 2016, hat die Regierung beschlossen, den Lehrplan 21 einzu-
führen. Das Initiativkomitee Gute Schule Graubünden bedauert den Entscheid des Re-
gierungsrates sehr. Angesichts der zunehmenden Kritik am Grossprojekt Lehrplan 21 
wäre eine Denkpause angemessen gewesen. 
 
Pressemitteilung Gute Schule Graubünden, 23.3. von Marlies Klesse 
  
Wer in einer Zeit knapper Finanzen bewährte und erfolgreiche Wege verlässt, um 
neues, unerforschtes Gebiet zu betreten, erntet im besten Fall Staunen oder Kopfschüt-
teln. Mit dem Entscheid der Regierung zum Projekt Lehrplan 21 geschah beides. 
 
Der Lehrplan 21 wurde von erfahrenen Lehrern, Pädagogen und Erziehungswissen-
schaftern schon mehrfach analysiert. Sie warnen seit langem vor den negativen Folgen, 
die mit der Einführung dieses Lehrplans an Schweizer Schulen für die nachfolgenden 
Generationen verbunden sind. Bereits in 13 Kantonen sind Initiativen vorbereitet oder 
schon eingereicht. 
 
Im Kanton Graubünden werden heute wesentliche Fragen der Schulbildung vom Regie-
rungsrat abschliessend entschieden. Nach Meinung des Initiativkomitees Gute Schule 
Graubünden geht es bei der Einführung des Lehrplans 21 um eine wichtige politische 
Frage, die direkte Auswirkungen auf die gesamte Bevölkerung des Kantons haben wird. 
Deshalb setzen wir uns dafür ein, dass darüber eine öffentliche Debatte stattfindet und 
dass Beschlüsse von solcher Tragweite vom Grossen Rat genehmigt werden müssen, 
mit der Möglichkeit eines fakultativen Referendums.  
 
Um dieses Ziel zu erreichen und damit der Bevölkerung die Gelegenheit zu geben, sich 
zum Lehrplan 21 zu äussern, werden wir demnächst eine Doppelinitiative lancieren, die 
einerseits mit einer Verfassungsänderung mehr demokratische Mitsprache in Fragen 
der Bildung ermöglichen soll und mit einer Gesetzesinitiative den jetzt geplanten Sys-
temwechsel zur Diskussion stellt. 
 

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/03/graubunden-steht-doppelinitiative-bevor.html#more  

 

 

 

  

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/03/graubunden-steht-doppelinitiative-bevor.html#more
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Die Weltwoche, 24. März 2016 

Vergessene Klugheit  
Im Finanzwesen, in der Medizin und an Schulen werden immer mehr Standards einge-

führt. Doch der Mensch ist ein anarchisches Wesen. Wer als Lehrperson, Arzt oder Pfle-

ger erfolgreich sein will, muss kreativ sein. Selbstständiges Denken führt zu besseren Lö-

sungen.  

Von Allan Guggenbühl 

Ein Schulhaus im Zürcher Oberland. Die Lehrerschaft versteht sich blendend untereinander und 

ist geübt, schwierige Situationen zu bewältigen. Man diskutiert, wie man bei frechen Schülern 

vorgehen soll, Meinungsverschiedenheiten mit Eltern löst, bei Absenzen von Kollegen reagiert. 

Als eine Kindergärtnerin wegen eines Unfalls ausfiel, verteilte man die Kleinen auf diverse Pri-

marschulklassen. Die Kindergärtler waren stolz, dass sie den Tag mit «Alten» verbringen durf-

ten. Vorfälle mit Kindern wurden individuell, gemäss Temperament des Lehrers und der jeweili-

gen Situation angepasst geregelt. Fast alles wurde durch kurze Gespräche während der Pausen 

bereinigt, bis das Team mit den Resultaten einer externen Qualitätsevaluation konfrontiert 

wurde. 

Diverse Schwachpunkte wurden identifiziert: fehlende Einheitlichkeit bei Interventionen auf 

dem Pausenplatz, kein Standardvorgehen bei Elterngesprächen, zögerliche Umsetzung koopera-

tiver Lernmethoden, fehlendes Spielmaterial für Kindergärtler in Schulzimmern, keine einheitli-

chen Prüfungen. Das Team wurde aufgefordert, die Best Practice des Unterrichts zu studieren 

und sich nach den evidenzbasierten Erkenntnissen der Erziehungswissenschaft zu richten. Wei-

terbildungen wurden verordnet. Es galt, die Abläufe zu definieren, die bei Vorfällen gültig sind, 

sich auf ein einheitliches Vorgehen bei Krankheitsausfällen zu einigen, Interventionen auf dem 

Pausenplatz zu verschriftlichen, klassenübergreifende Prüfungen einzuführen. Die Folge: Wei-

terbildungen, die unwillig absolviert wurden, stundenlange Sitzungen, Diskussionen über Details 

des Unterrichts und unwahrscheinliche Ereignisse und natürlich Formulare, die fortan ausgefüllt 

werden mussten. Verbessert sich dadurch die Qualität des Unterrichts? 

Versteckte Ideologien 

Nicht nur Schulen werden von einer Normierungswelle erfasst. Im Namen der Qualitätssiche-

rung, der Gesundheit, der Sicherheit oder der Verhinderung von Missbräuchen werden im Ge-

sundheitssektor, in der Finanzwelt, der Medizin und anderen Tätigkeitsfeldern Standards einge-

führt. Diese sollen professionelle Arbeit gewährleisten. Oft sind detaillierte Vorschriften die 

Folge, wie man die Arbeit zu erledigen hat. Bankangestellte müssen sich durch Formulare absi-

chern, dass sie nicht mit unversteuerten Geldern handeln, dass Sicherheiten vorhanden sind und 

alle internen Compliance-Regeln beachtet werden. In Spitälern muss jede zweite medizinische 

Handlung oder Pflegeleistung dokumentiert werden. Pfleger und Ärzte verbringen einen Gross-

teil ihrer Arbeitszeit mit dem Ausfüllen von Formularen. 

Die Standardisierungswelle ergreift auch den Privatbereich: Wer einen Hund hat, muss einen 

Hundekurs belegen, selbst Tagesmütter müssen einen Kurs besuchen. Normen geben vor, wie 

man bei einem Problem vorgeht. Durch Standards werden relevantes Wissen und Erkenntnisse in 

die Praxis umgesetzt. Dass Stecker, Esswaren oder der Verkehr sich nach Standards richten sol-

len, leuchtet ein. Doch muss sich das Gespräch eines Lehrers mit den Eltern, die Arbeit eines 

Psychotherapeuten oder eine Pflegehandlung auch nach definitiven Normen richten? 

Neue Standards werden eingeführt, wenn sich in einer Arbeitsleistung eine Schwachstelle offen-

bart. Das Problem wird zum Politikum. Massnahmen werden gefordert. Es folgen Diskussionen 

innerhalb der Standesorganisationen, und Kommissionen werden gebildet. Interkantonale Konfe-



16 

renzen nehmen sich der Sache an. Man ist sich einig: Gewalt auf dem Pausenplatz muss aufhö-

ren, Steuerhinterziehung gestoppt werden, Angriffe von Hunden müssen verhindert und Schul-

leistungen verbessert werden. Man debattiert im eigenen Zirkel und hält Ausschau nach Vorga-

ben. Je globaler, desto besser. Was internationale Experten sagen, die Wissenschaft feststellt  

oder der öffentliche Diskurs fordert, wird zur Richtschnur. Schulen sollen sich nach Kompeten-

zen ausrichten, Fallpauschalen oder ein modulares Bildungssystem müssen eingeführt werden. 

Das Problem: Die Schlussfolgerungen erfolgen aufgrund der Dynamik der internen Debatten. 

Vergessen wird, dass diese auch durch Standesinteressen oder versteckte Ideologien beeinflusst 

sind. Fachpersonen lassen sich vom Mainstream und von eigenen Karriere-Interessen beeinflus-

sen. Vor allem in den Sozialwissenschaften kann man sich nur über progressive Thesen profilie-

ren und im eigenen Stand legitimieren. Es droht die Gefahr, dass man dem Leitkanon der eige-

nen wissenschaftlichen Disziplinen folgt und die Praxis vergisst. Wer als fortschrittlicher Päda-

goge gelten will, plädiert für den «selbsttätigen Unterricht» oder «Kompetenzen», wer sich auf 

Pestalozzi beruft, gilt als Hinterwäldler. Dieser Mechanismus hat zur Folge, dass Standards for-

muliert werden, die wenig mit der Praxis zu tun haben. 

Sobald man es direkt mit Menschen zu tun hat, sind zu detaillierte Standards problematisch. Die 

Arbeit von Menschen mit Menschen kann sich nicht nach fixen Normen richten. Menschen sind 

anarchische Wesen, tricksen Regeln aus, gehen immer wieder neue Wege. Es gibt immer wieder 

Faktoren, die man vorher nicht erkannt hat. Will man darum als Lehrperson, Arzt, Pfleger oder 

auch Dozent erfolgreich sein, dann sind Kreativität, psychologisches Geschick und originäres 

Denken gefordert. Arbeit mit Menschen braucht darum den Freiraum für eigene Überlegungen, 

Klugheit ist gefordert. 

Allan Guggenbühl ist Psychologe, Psychotherapeut und Experte für Jugendgewalt. Demnächst 

erscheint sein neustes Buch «Die vergessene Klugheit. Wenn Normen uns am Denken hindern». 

Die Buchvernissage findet am 12. April im Buchparadies Seefeld in Zürich statt. 

 

http://www.weltwoche.ch/ausgaben/2016-12/artikel/vergessene-klugheit--die-weltwoche-ausgabe-

122016.html   

http://www.weltwoche.ch/ausgaben/2016-12/artikel/vergessene-klugheit--die-weltwoche-ausgabe-122016.html
http://www.weltwoche.ch/ausgaben/2016-12/artikel/vergessene-klugheit--die-weltwoche-ausgabe-122016.html
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BaZ, 24.3.2015 

Über den Lehrplan 21 und eine erziehungswissenschaftliche Wende 

Zivilcourage vs. Bürokratie 

Von Alain Pichard 

Mit dem Lehrplan 21 wird eine erziehungswissenschaftliche Wende vollzogen – weg von klassi-

schen Lernzielen, hin zur Kompetenzorientierung. Dieser Paradigmenwechsel stellt auch die 

Frage nach der Beurteilung neu. Die Diskussion über das Messen von Leistungen und das Be-

werten von fachlichen und insbesondere überfachlichen Kompetenzen ist im Kanton Bern voll 

entbrannt, dank einem jungen kritischen Lehrer mit Bieler Wurzeln. Lars B. staunte nämlich 

nicht schlecht, als er mit der Einladung für ein Hearing die Entwürfe für eine neue Beurteilung 

der Schülerinnen und Schüler des Kantons Bern durchlas.  

Er sah, dass neu wieder die Kriterien «Pünktlichkeit», «Ordnungssinn» und «Höflichkeit» beur-

teilt werden sollten, auf einer Skala von 1 bis 10, curricular aufbaubar, was heisst, man kann 

Höflichkeit quasi in Stufen erlernen. Und das war noch nicht alles: Dazu kamen noch zwölf 

überfachliche Kompetenzen, wie zum Beispiel «Der Schüler ist in der Lage, Gefühle situations-

gemäss auszudrücken», ebenfalls auf einer Skala von 1 bis 10. Der junge Lehrer dachte zuerst an 

einen Witz. Als er aber merkte, dass das ernst gemeint war, ging er mit vielen Notizen ans Hea-

ring.  

250 Lehrkräfte aus dem ganzen Kanton füllten die Aula des Gymnasiums Lebermatt. Vorne ein 

gut gelaunter Bildungsdirektor, der mit lustigen Sprüchen den Saal erheiterte. Viele anwesende 

Lehrkräfte empfanden die Stimmung denn auch als sehr gut. Für das umstrittene Formular der 

überfachlichen Kompetenzen standen genau zehn Minuten zur Verfügung. Immer wieder gab es 

«konsultative Abstimmungen». Am Schluss einen Riesenapplaus und ein tolles Buffet. Lars ap-

plaudierte nicht, er liess auch das Buffet aus und schickte die Formulare mit einem Erlebnisbe-

richt an einen Schulblog. Von dort kam die ganze Sache in die Presse. 

Und jetzt aufgepasst! Ein etwas zerknirschter Bildungsdirektor gab sich nicht mal eine Woche 

später selbstkritisch und empfand seine eigenen Papiere als «unausgegoren».  

Interessant: Da entwickeln Experten ein Jahr lang ein neues Beurteilungssystem, da diskutieren 

Leute, die den Herausforderungen des Unterrichts stets fernbleiben, intensiv über die Ergebnisse, 

da werden 250 Praktiker zu einer Anhörung eingeladen und dann kommt ein kleiner, kritischer 

Zeitungsartikel in der BaZ unter dem Titel «Zensuren für Charaktereigenschaften» und schwupp, 

der verbale Rückzug, das «Sorry», das «Es war ja nicht so gemeint». 

Die Reformruinen 

Für Lars war der Fall klar: Was da vorgelegt wurde, ist bürgerliches Tugendgeschwafel, verpackt 

in pseudowissenschaftlichen, technokratischen Vermessungswahn. Nie, meinte er, werde er so 

etwas seinen Schülern antun. Da merkt man auch, aus welcher Ecke dieser junge Mann kommt: 

Er denkt links, arbeitet aber an der Front und nicht in den Büros der Bildungsverwaltung. Er ver-

fügt somit noch über die linken Denkreflexe, die einst eine linke Bildungsdiskussion geprägt ha-

ben.  
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Heute begründet uns ein grüner Bildungsdirektor allen Ernstes: «Diese Beurteilung wird von der 

Wirtschaft verlangt!» Aufgepasst, nicht ein FDP-Magistrat fordert die Normierung unserer Kin-

der nach wirtschaftlichen Prinzipien! Es ist ein Vertreter der Linken, unterstützt von linken Bil-

dungsfachleuten und begleitet von Funktionären des Lehrerverbandes!  

Was zeigt uns diese Momentaufnahme einer Bildungsdiskussion, in der bildungsbürokratische 

Autisten allen Widerständen zum Trotz ihr Projekt vorantreiben, koste es, was es wolle? 

1. Der Lehrplan wird entgegen der Beschwichtigungsrhetorik von Herrn Eymann eben doch 

massive Änderungen des Schulalltags mit sich bringen. Die Halbierung des praxisnahen Haus-

wirtschaftsunterrichts, die neue Fremdsprachendidaktik, die charakterliche Beurteilung von Kin-

dern sind bereits auf dem Tisch. 

2. Die Beschwörungsformel des Beat Zemp (Zentralsekretär des Lehrerverbands), wonach das 

Volk nicht über den Lehrplan abstimmen, sondern dies den Experten überlassen solle, erweist 

sich als nicht sehr stichhaltig. Die Zahl der Reformruinen, die uns eine ausser Rand und Band 

geratene Bildungsbürokratie in die Welt gesetzt hat, wächst und verschlingt Unsummen. Aus 

dem geschilderten Beispiel wird überdeutlich, wie praxisfern unsere sogenannten Bildungsexper-

ten agieren. 

3. Die Schule hat Kämpfer nötig, heute mehr denn je. Es braucht mehr Lars B., denn Mut ist in 

dieser Anpassungsgesellschaft eine Tugend von grosser Sprengkraft geworden.  

Alain Pichard ist Sekundarlehrer und GLP-Stadtrat in Biel.  

http://verlag.baz.ch/epaper/index.cfm?index=4&articleid=378358  

 

  

http://verlag.baz.ch/epaper/index.cfm?index=4&articleid=378358
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Starke Volksschule AI, 24. März 2016 

Medienmitteilung 

Rückzug der Initiative „Für eine starke Volksschule“ 
Ich ziehe meine im letzten Sommer eingereichte Initiative „Für eine starke Volksschule“ zurück, 

sofern dies zum jetzigen Zeitpunkt möglich ist. Mit der Initiative wollte ich vor allem die Ein-

führung des Lehrplans 21 verhindern. Die Diskussionen, Veranstaltungen und die Gespräche mit 

den verschiedensten Exponenten gaben mir das Vertrauen, dass der neue Lehrplan pragmatisch, 

moderat und unter Berücksichtigung der Appenzeller Eigenheiten umgesetzt werden wird. Die 

für mich problematischen Aspekte haben sich relativiert. 

Im Verlaufe der Zeit konnte ich feststellen, dass bei der vorgesehenen eigenständigen Umset-

zung des neuen Lehrplans Kultur, Tradition und christliche Grundsätze in den Schulen weiterhin 

gebührend berücksichtigt werden. 

Mir wurde auch versichert, dass für den Unterricht keine Absicht besteht, das selbstgesteuerte 

oder individualisierte Lernen gegenüber anderen Methoden zu bevorzugen. Meine Befürchtung, 

dass die Schulzimmer in sogenannte Lernlandschaften umgestaltet werden müssen, in welchen 

die Schüler mit Hilfe des Computers oder anderer durch die Lehrperson bereitgestellten Mitteln 

für sich alleine lernen sollen, stellte sich als unbegründet heraus. Die Lehrpersonen werden wei-

terhin für die Klassenführung verantwortlich sein. Eine Veränderung der Lehrerrolle in Richtung 

eines hauptsächlich begleitenden Coachs sei nicht vorgesehen. 

Es zeigte sich auch, dass die Einführung des sogenannten altersdurchmischten Lernens ebenfalls 

kein Thema für unsere Schulen ist. Sie werden weiterhin in Jahrgangsklassen oder – in den klei-

neren Schulgemeinden – in bewährten Mehrjahrgangsklassen geführt, beispielsweise erste und 

zweite Klasse zusammen. Eine Einführung der Basisstufe (Kindergarten und 1./2. Klasse zusam-

men) war zu keinem Zeitpunkt vorgesehen. Ebenso wird der Landsgemeindebeschluss von 2008 

respektiert; das erste Kindergartenjahr wird freiwillig bleiben. 

In der Fremdsprachenfrage hat sich der Kanton Appenzell Innerrhoden öffentlich klar positio-

niert. Laut Landammann und Erziehungsdirektor wird ohne Not nichts an dieser Strategie geän-

dert: Auf der Primarstufe soll nur eine Fremdsprache unterrichtet werden, die zweite soll auf der 

Oberstufe folgen. 

Dass sich der Kanton Appenzell Innerrhoden weiterhin zurückhaltend gegenüber jährlichen 

Standardtests auf eidgenössischer Ebene verhält, wurde von mir positiv aufgenommen. 

Ich hoffe, mit den geführten offenen Diskussionen einen Beitrag für eine moderate Entwicklung 

unseres Bildungswesens geleistet zu haben und danke für die konstruktiven Gespräche. 

Paul Bannwart 

Bäbelers 5 

9050 Appenzell Steinegg 

http://www.ai-lp.ch/#comment-2   

http://www.ai-lp.ch/#comment-2
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Schule Schweiz, 25. März 2016 

Appenzeller Lehrplan 21 – Initiative zurückgezogen  

Der Initiant der Appenzell-Innerrhodischen Initiative gegen den Lehrplan 21 hat seine Initiative überra-

schend zurückgezogen. In seiner Medienmitteilung schreibt Paul Bannwart, diverse Gespräche hätten 

ihm gezeigt, dass die Umsetzung des Lehrplans 21 seine ursprünglichen Vorbehalte relativierten. Unklar 

ist im Moment allerdings, ob es rechtlich überhaupt möglich ist, die Initiative so kurzfristig vor der Lands-

gemeinde zurückzuziehen. 

 

Ist der Rückzug ein Sieg der Lehrplan-Befürworter? Blicken wir genauer hin auf die Schulsituation im 

kleinsten Schweizer Kanton. Innerrhoden hat Harmos abgelehnt. In Innerrhoden gibt es keine Schullei-

tungen (ausser an der Sekundarschule Oberegg). Der Kleinkanton verzichtet ohne Nachteile bei weiter-

führenden Schulen auf zwei Primarfremdsprachen. Auf der Oberstufe sind Sek und Real erhalten. In Ap-

penzell sind die beiden Abteilungen separiert, während in Oberegg aufgrund der Schülerzahlen ein inte-

griertes Modell umgesetzt wird. Ausserdem sind Kleinklassen im ganzen Kanton noch erhalten.  

 

Kommen wir nun zu den konkreten Punkten, die massgeblich zum Rückzug der Initiative beigetragen ha-

ben.  

 Bei der geplanten Umsetzung wird weiterhin auf die Kultur, Tradition und die christlichen Grund-
sätze Rücksicht genommen.  

 Es wurde versichert, dass selbstgesteuertes oder individualisiertes Lernen gegenüber anderen 
Lehrmethoden nicht bevorzugt wird. 

 Es werden keine Lernlandschaften geschaffen, wo Kinder mit dem Computer alleine gelassen 
werden. 

 Eine Veränderung der Rolle der Lehrpersonen in Richtung Lerncoach ist nicht vorgesehen.  

 Altersdurchmischtes Lernen ist kein Thema in Appenzell Innerrhoden.  

 Die Basisstufe als Ersatz für den Kindergarten war zu keinem Zeitpunkt vorgesehen. 

 Das erste Kindergartenjahr bleibt freiwillig. 

 Es wird weiterhin auf die zweite Fremdsprache an der Primarschule verzichtet. Das bedeutet 
auch in der Stundentafel mehr Raum und schränkt die Teilnahme an Vergleichstests ein. 

 Gegenüber jährlichen Standardtests auf eidgenössischer Ebene verhält sich der Kanton zurück-
haltend. 

Dies sind die konkreten Zusicherungen, die Paul Bannwart bekommen hat und die ihn zum Rückzug sei-

ner Einzelinitiative bewogen haben. Ich überlasse es nun der Leserschaft zu beurteilen, ob Innerrhoden 

damit noch Lehrplan 21-kompatibel ist oder nicht. (uk) 

 

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/03/appenzeller-lehrplan-21-initiative.html  

  

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/03/appenzeller-lehrplan-21-initiative.html
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Beobachter 5/2016, 04. März 2016 

Bildung «Es läuft so viel schief – leider!»  

Giorgio Papalambrou weiss, was an unseren Schulen falsch läuft: Er ist seit 40 

Jahren Lehrer aus Leidenschaft. Nicht nur der Spardruck macht ihn «gallig». 

Von Birthe Homann und Daniel Benz 

Giorgio Papalambrou redet gern Klartext. Seine Sätze beginnt der 60-jährige Gymnasiallehrer 

oft mit den Worten «Darf ich Sie schockieren?», um dann eine witzige Episode oder ein zyni-

sches Beispiel aus seinem Schulalltag vorzutragen. Ein guter Gesprächspartner also, um über 

Missstände an der Schule zu sprechen. 

Er unterrichtet seit 40 Jahren, war zuerst Primarlehrer, seit gut 20 Jahren ist er Deutsch-, Ge-

schichts- und Philosophielehrer an der Mittelschule Küsnacht am Zürichsee. Seine Schüler nen-

nen ihn Papa, Papalambrou findet das «erträglich». Er fährt sich mit den Händen durchs schüt-

tere graue Haar, bereit zum Loslegen. Seine dunklen Augen funkeln. 

Beobachter: Herr Papalambrou, ist Sparen in der Bildung ein Tabu? 

Giorgio Papalambrou: Es ist verlogen, von Sparmassnahmen im Bildungswesen zu reden, ohne 

geklärt zu haben, ob es dabei nicht primär um die Senkung des Steuerfusses geht! Seit 2002 

wurde die Mittelschulzeit um sechs Monate verkürzt, im Fach Geschichte haben wir seither rund 

 30 Prozent weniger Stunden – seit ich unterrichte, wird gespart.  

Beobachter: Momentan trifft die Spardiskussion  vor allem die Mittelschulen. Was macht die 

Gymis denn so teuer? 

Papalambrou: Vorausschicken möchte ich: Der Preis pro Gymischüler ist nicht gestiegen, das 

ist ein Fakt. Es gibt aber tatsächlich eine beeindruckende Kostenexplosion an den Volksschulen.  

Beobachter: Warum? 

Papalambrou: In den Primarschulen werden etwa  40 Prozent der Kinder zusätzlich gefördert, 

durch Deutschkurse für Ausländer oder heilpädagogische Massnahmen oder sonstige Therapien 

– ein Wahnsinn. Aber man wollte ja die Inklusion, damit alle Kinder die Regelschule besuchen 

können, auch die mit einer Behinderung. Die günstigeren Sonderschulen wurden durch teurere 

Fördermassnahmen weitgehend ersetzt. Heute unterrichten bis zu neun Lehrkräfte eine Klasse 

mit 23 Schülern, ein totaler Blödsinn!  

Beobachter: Im Kanton Zürich müssen die Gymnasien 18 Millionen Franken sparen...  

Papalambrou unterbricht zischend, schiebt seinen Stuhl vor und zurück, verwirft die Hände.  

Papalambrou: Das macht mich wirklich gallig. Wo, bitte schön, sollen die Gymis noch sparen? 

Es wurde ja schon alles weggespart! Wenn man jetzt sparen will, dann geht es um Lohnkürzun-

gen, um nichts anderes. 85 Prozent des Budgets einer Mittelschule machen die Löhne aus. 

Beobachter: Gymilehrer verdienen ja ziemlich gut. 

Papalambrou: Ja, natürlich, auf dem Papier schon. Unsere Löhne gehören wohl zu den besten 

auf der Erde, wir wurden aber vermutlich auch am längsten ausgebildet. Aber da muss ich etwas 

Zentrales richtigstellen: Kaum ein Gymilehrer arbeitet Vollzeit, das ist heute gar nicht mehr 

machbar. 60 Prozent der Stunden am Gymi werden mit Pensen von  50 Prozent oder weniger 

gegeben. Es ist also eine Mär, von 150'000- bis 200'000-Franken-Löhnen zu sprechen. Keiner 

meiner Kollegen arbeitet 100 Prozent, keiner. Es ist nicht in Ordnung, immer wieder zu lesen, 

Lehrer verdienten so viel. 

«Dass Lehrer so viel verdienen, ist ein Märchen!» 
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Beobachter: Wenn nicht bei den Löhnen gespart werden darf – wo dann? 

Papalambrou: Im Kanton Schaffhausen beginnen sie im Gymnasium mit 30 Kindern pro 

Klasse, so bleibt die mündliche Mitarbeit der Schüler auf der Strecke, das geht nicht. Das sind zu 

viele. Beim Unterrichten ist der Spielraum zum Sparen also minimal.  

Beobachter: In Luzern wurden zwei zusätzliche Wochen Ferien verordnet. 

Papalambrou: Das ist natürlich ein klarer Bildungsabbau, man kann doch nicht permanent 

Stunden reduzieren und gleichzeitig die Hochschulreife einfordern. Aber es ist vermutlich trotz-

dem eine relativ elegante Sparübung, weil so kein Clinch unter den Lehrern entsteht.  

Beobachter: Clinch unter Lehrkräften? 

Papalambrou: Im Kanton Zug bedeutet jede ausfallende Stunde eine Lohnkürzung. Das gibt 

hässliche Verhältnisse – da kann keiner mehr eine Exkursion machen oder mit seiner Klasse ins 

Museum. Wer zahlt dann die ausfallenden Lektionen der Kollegen?  

Beobachter: Werden zu viele Fächer angeboten? 

Papalambrou: Natürlich könnte man die Wahlkombinationen bei den Profilen verringern: nur 

noch Englisch statt Italienisch oder Spanisch anbieten. Aber dann hat die Wirtschaft gesiegt, sie 

diktiert, was die Jugendlichen von den Grundlagen her lernen sollen: etwas Sprache, natürlich IT 

und etwas Mathe. Damit kann man die jungen Menschen überall in Europa verschieben. Das 

kann keine Option sein.  

Papalambrou macht eine lange Pause, dann bricht es wieder aus ihm hervor: Es gehe um die 

Qualität der Bildung. Die Reformer würden einfach Fächer wie Englisch, Informatik oder Ma-

thematik pushen, weil die Wirtschaft solche Leute brauche. Er haut auf den Tisch.  

Beobachter: Die Wirtschaft sagt, was in der Schule gelernt werden soll? 

Papalambrou: Ich frage zurück: Ist es sinnvoll, dass die Schüler heute keine Ahnung mehr von 

der Antike haben, man das Mittelalter nicht mehr behandelt, dass die Bewusstseinsentwicklung 

hintangestellt wird? Am Ende des Gymnasiums muss doch Wissen über die ganze Entwicklung 

des Abendlands sichergestellt sein. 

Das Schulwesen befindet sich im Wandel – aber in die falsche Richtung, sagt Papalambrou. 

Beobachter: Sie sehen die Bildung in ihrer Gesamtheit in Gefahr? 

Papalambrou: Ja, wir haben eine ökonomisierte Ausrichtung von allem. Lerne ich etwas nur, 

damit ich es auch später anwenden kann? Wenn mir ein Schüler sagt, diesen Stoff brauche er 

doch später nie mehr, sage ich: Hey, sorry, wir lernen nicht nur, um etwas anzuwenden. Das ist 

purer Utilitarismus. Lernen soll dich verändern, du sollst mathematisch, historisch, biologisch 

denken lernen.  

Papalambrou steht auf, wirft die Hände in die Luft und rezitiert den Anfang von Goethes «Mai-

lied»:  

Wie herrlich leuchtet 

Mir die Natur! 

Wie glänzt die Sonne! 

Wie lacht die Flur! 

Er setzt sich lachend und fragt:  

Haben Sie es gemerkt? Diese Verse sind Jamben, damit können Sie die Schülerschaft anregen. 

Wenn Sie aber eine unruhige Klasse haben, helfen Trochäen, das beruhigt. Leider können wir 

auf solche Feinheiten kaum mehr Wert legen.  
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Beobachter: Mehr Trochäen-Versfüsse im Unterricht: Was muss sich sonst noch ändern? 

Papalambrou: Man muss den Akzent wieder auf die künstlerische Bildung setzen, weil das 

Grundprinzip einer gelingenden Erziehung die Kunst und das Spiel sind. Davon bin ich über-

zeugt. Mit spielerischen Prinzipien kann man Schüler sogar  an die Relativitätstheorie heranfüh-

ren, statt Daten auswendig lernen zu lassen. Hier werden grobe Fehler gemacht. Kinder brauchen 

künstlerisches Spiel. 

Beobachter: Wie erleben Sie heutige Schülerinnen  und Schüler? 

Papalambrou: Sie sind nie wirklich ganz da, also konzentriert, wegen der Smartphones oder 

wegen des vielen Gamens. Sie sind nicht mehr zentriert. Sie sitzen zu siebt zusammen, jeder an 

einem Handy – man könnte fast von Autismus sprechen! Mit dem Aufkommen der Computer in 

den frühen neunziger Jahren hat sich zunehmend der Ausdruck der Jugendlichen verändert: Er ist 

im Durchschnitt weniger differenziert, ihr Wortschatz ist weniger vielschichtig. Die Sinneswahr-

nehmungen sind weniger lebendig, sie lesen ja auch kaum noch… 

Wie so oft, wenn es um Kinder geht, geht es auch um deren Eltern. Die Eltern tun zu wenig für 

die Sinnesförderung ihrer Kinder, davon ist Lehrer Papalambrou überzeugt. Er erzählt ein Müs-

terchen:  

Ein Zweitklässler hatte viel Freude an mathematischen Spielchen, er wurde gefördert und ge-

drängt von seinen Eltern. In der vierten Klasse durfte er dann am Lehrstoff der Sechstklässler 

teilnehmen. 

Papalambrou steht auf.  

Aber das Kind geht noch so. 

Er macht vor, wie der Bub ungeschickt eine Treppe hochtrampelt.  

Also entwicklungsmotorisch sehr problematisch. Was passiert? Der Junge muss zu den Sechst-

klässlern in ein anderes Schulhaus. Er kommt heulend zurück, weil er das Klassenzimmer nicht 

gefunden hat… Obwohl er so begabt ist? Das ist typisch. Eltern müssen doch dafür sorgen, dass 

ihr Kind in allen Belangen breit kultiviert wird! 

Papa grinst. Es sei unglaublich, wie manche Eltern ihre Kinder verkennten. Zum Beispiel: Ein 

Kind habe eine ausgeprägte Lese- und Verstehensschwäche, und seine Eltern meinten, es werde 

bestimmt Mediziner...  

Beobachter: Sollen sich Eltern denn nicht einmischen? 

Papalambrou: Solche, die sich einsetzen, sind gefragt. Als Klassenlehrer sage ich: Es ist der 

grösste Verdienst, wenn es mir gelingt, zusammen mit den Eltern einen Schüler auf das richtige 

Gleis zu stellen. Vielleicht nicht am Gymi, sondern an der Berufsmittelschule oder in einer 

Lehre. 

«Kinder brauchen künstlerisches Spiel.» 

Beobachter: Wollen Sie sagen, es habe zu viele Kinder am Gymi, die dort nicht hingehören? 

Papalambrou: Ganz klar: ja. Heute liegt die Gymiquote in der Schweiz im Durchschnitt bei  20 

bis 25 Prozent. 10 bis 15 Prozent würden völlig reichen. Intellektuelle Schüler und Schülerinnen, 

die sich für Sprache und Logik begeistern, sind am Gymnasium gut aufgehoben und sollen später 

Akademiker werden.  

Beobachter: Aber wer die Aufnahmeprüfung besteht... 

Papalambrou: Wenn es denn sein muss, öffne ich auch noch den Giftschrank: Das Mittelschul-

amt verlangt von uns korrigierenden Deutschlehrern bei der Aufnahmeprüfung einen Noten-

schnitt der Aufsätze von 3,2 bis 3,8 – aus Gründen der Gleichberechtigung. Ein Lehrer korrigiert 
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etwa 30 bis 40 Arbeiten und muss also einen entsprechenden Notenschnitt abliefern. Das heisst, 

das Ergebnis steht schon im Voraus fest: Wenn eine Gruppe weniger begabt ist, wird man ge-

zwungen, zum Beispiel Arbeiten, die eine 3,5 verdienen, auf eine 5 hochzuschrauben, damit man 

dann beim gewünschten Schnitt landet. Das ist doch ein Witz! So kommen Kinder ans Gymna-

sium, die dort definitiv nicht hingehören.  

Giorgio Papalambrou schiebt die Ärmel seines schwarzen Pullis herunter und seufzt:  

Verstehen Sie mich nicht falsch, ich liebe meine Schülerinnen und Schüler. Aber es läuft leider 

so viel schief. 

Hausaufgabe: Sparen 

Was früher als Tabu galt, ist in der politischen Schweiz längst mehrheitsfähig: Bei Sparübungen 

soll die Bildung, einer der grössten Budgetposten der öffentlichen Hand, nicht mehr ausgeklam-

mert werden.  

Allein in der Deutschschweiz wollen die Kantone in den kommenden drei Jahren ihre Budgets 

für die Bildung auf allen Stufen um über eine halbe Milliarde Franken senken. Gemäss einer 

Erhebung des Dachverbands Lehrerinnen und Lehrer Schweiz (LCH) betreffen die bis 2018 ge-

planten Kürzungen hauptsächlich die Bereiche Unterrichts- (254 Millionen Franken) und Anstel-

lungsbedingungen (240 Millionen). Somit komme es laut LCH zu Erhöhungen bei den Klassen-

grössen oder zum Abbau von Lektionen. Zudem müssten die Lehrpersonen Lohneinbussen in 

Kauf nehmen oder mit einer Erhöhung ihrer Pflichtpensen rechnen. Dabei ist das Sparen als 

Hausaufgabe der Schulen längst im Gang: Die Kantone haben ihre Leistungen bereits von 2013 

bis 2015 um rund 265 Millionen Franken reduziert.  

Der Entzug von Geldern für die Bildung stösst vor allem bei denjenigen auf Ablehnung, die di-

rekt damit konfrontiert sind: bei Lehrerinnen und Lehrern. Sie befürchten, dass sich die neuste 

Sparwelle unmittelbar auf die Qualität des Unterrichts auswirkt. Viele haben Anfang Jahr ihre 

Sorge mit Protestaktionen öffentlich gemacht – so auch Giorgio Papalambrou, der seit 40 Jahren 

unterrichtet. Besonders kritisiert wird, dass die Kürzungen ausgerechnet in eine Zeit fallen, 

in der die Schülerzahlen wieder steigen: Das Bundesamt für Statistik geht für die obligatori-

schen Stufen bis zum Jahr 2024 von einem Zuwachs um 13 Prozent aus. 

 

http://www.beobachter.ch/arbeit-bildung/artikel/bildung_es-laeuft-so-viel-schief-leider/  

 

  

http://www.beobachter.ch/arbeit-bildung/artikel/bildung_es-laeuft-so-viel-schief-leider/
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Schule Schweiz, 26. März 2016 

Das Ende des standardisierten Testens in Sicht  
 
Laut dem amerikanischen Wissenschafter Stephen Krashen ist das Ende des standardisierten Tes-
tens in Sicht. Kompetenzbasierte Erziehung (CBE) hat das Potenzial, die herkömmlichen Tests zu 
ersetzen. CBE ist eine teure, neuartige Methode, die den traditionellen Unterricht durch Computer-
module ersetzt, welche von den Schülern alleine bearbeitet werden. Die neuen CBE-Programme 
des Verlagsriesen Pearson erfassen die Lernfortschritte jedes Kindes und machen damit aufwän-
dige Assessments überflüssig. Auch internationale Tests wie PISA seien laut Pearson nicht mehr 
notwendig, da die Programme alles lieferten, was man wissen möchte.  
Damit wird das grassierende Testfieber noch weiter angeheizt. Tägliche Updates in den Medien wür-
den dann - vergleichbar mit den Sportnachrichten - auf uns einprasseln und die Leistungen verschie-
dener Länder miteinander vergleichen.  
Computerbasierter Unterricht wird von IT-Unternehmen gefördert, ohne solide Wissensbasis und 
ohne Zusammenarbeit mit Pädagogen. 

 
Stephen D. Krashen hat mehrere Bücher und Hunderte von Studien und Artikel zum Thema 'Lesen' 
verfasst. Er ist emeritierter Professor der University of Southern California. 

 
Pearson: Competency-based education will replace standardized testing 
Stephen Krashen, 25.3.   
 

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/03/das-ende-des-standardisierten-testens.html
http://www.sdkrashen.com/
http://skrashen.blogspot.ch/2016/03/pearson-compentency-based-education.html

